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Sozialleistungen müssen auf den Prüfstand

Landesregierung soll vor dem Griff in die Gemeindekassen eigenes Einsparpotenzial nützen

Stuttgart. Eine kritische Überprüfung von Sozialleistungen verlangt der Gemeindetag von der Landesregierung. „Wenn das Land den Gemeinden rund 560 Millionen Euro entziehen will, muss es zuerst eigene Einsparpotenziale ausschöpfen,“ forderte Gemeindetagspräsident Otwin Brucker heute im Vorstand des Kommunalen Landesverbands. Notwendig sei eine Neuorientierung der Sozialpolitik.

Nach Auffassung des Gemeindetags müssen die Ausgaben für das Landeserziehungsgeld von derzeit 85 Millionen Euro überprüft werden. Es sei keineswegs sicher, dass die Ergänzung des Bundeserziehungsgelds noch als effektives Instrument der Familienpolitik gelten könne.

Weiter schlägt der Gemeindetag vor, die Landesblindenhilfe, die Sehbehinderten ohne Rücksicht auf Einkommen und Vermögen gewährt wird, einzusparen. Die bedarfsabhängig gewährten Leistungen nach Bundesrecht seien zielgerichteter und daher ausreichend. Das geplante Behindertengleichstellungsgesetz solle das Land am besten erst gar nicht erlassen. Es werde außer zusätzlichem Verwaltungsaufwand nichts bewirken.

Der Gemeindetag fordert ein Bundesleistungsgesetz für behinderte Menschen. Die kommunale Sozialhilfe sei mit der Eingliederungshilfe überfordert. Zumindest müsse sich das Land wie andere Bundesländer an dieser gesamtgesellschaftlichen Aufgabe beteiligen. 

Lernmittelfreiheit durch einfaches Gesetz regeln

„Die Lernmittelfreiheit muss nicht in der Landesverfassung festgeschrieben sein,“ meinte Brucker. Der Gemeindetag schlägt statt dessen, wie in anderen Bundesländern, eine Regelung durch einfaches Gesetz vor. Dann könne man flexibler auf die unterschiedlichen pädagogischen Situationen eingehen und die Finanzlage der kommunalen Schulträger angemessen berücksichtigen. Das sei heute nicht möglich, weil nach der Rechtsprechung bereits Bagatellbeträge unter die Lernmittelfreiheit fallen.

Tagesbetreuung für Kleinkinder nicht finanziert

„Die Landesregierung muss sich gegen das Tagesbetreuungsgesetz des Bundes wehren,“ verlangte Brucker. „Hier wird den Gemeinden erneut zugemutet, die Zeche für die Bundespolitik zu zahlen. Mit dem bisher uneingelösten Versprechen, durch die Hartz IV-Gesetze würden 1,5 Milliarden Euro eingespart, können wir die Betreuungsangebote für Kinder unter 3 Jahren nicht ausbauen.“

Der Vorgang zeige, wie wichtig es sei, dass das Konnexitätsprinzip (‚Wer bestellt, zahlt!’) auf den Bund ausgedehnt werde.
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